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Republik Österreich 
DER BUNDESKANZLER 

XlII. Gesetzgebul1gsperiode 

Zl.17.268-PrI'l/73 

Parlamentarische Anfrage Nr. 
1382!J an die Bundesregierung, 
betreffend EmpfehlunC'; 693 der 
Beratenden Versammlung des 
Europarates-Zusa:rnmenarbeit 
in Gr~nzregionen' . 

An. den· 

Präsidenten des Nationalrates 
Herrn Anton B.:b1JYA 

1010 TvJ~ en 

6. September 1973 

Die Abgeordneten ZlUn Nationalrat Dr~ L.ErFI:~:Sl{~ 'Dro 

EHI'lAGOR.A u.nd Genossen haben am 10. Ju.li 1973 U11.ter der Nr .. 

1382!J an die Bundesregierung eine Anfragt;:, betreffend 
Empfehlung 693 der Beratenden Versamrnlunf, des L'u.roparates 
- Zusammenarbeit in Grenzregionen, gerichtet, welche folgen­
den 'lfortlaut hat: 

f!1" Ist die österreichische Bundsregierung be:reit, die 
Zusammen.arbeit in den Grenzregionen Europas dadurch zu 
fördern, daß sie die in der Empfehlung 693 der Beratenden 
Ver'sammlung des Europarates gemachten Vorschläge unter­
stützt? 

~ 2. Ist die österreichische Bundesregierung l)ereit~ d.ie 

Aktivitäten der Gemeinden und der einzelnen Bundesländer 
zur Verbesserung der Zusammenarbeit mit den ausländischcr~ 

Nachbarge;;-;einden und Regionen tatkräftig zu unterstützen? 11 

Ich beehre mich, diese pa,rlamentarische Anfrage namens 
der Bundesregierung ;,iie folgt zu beantvJ'Orten: 

'I/ie ich oerei ts in der BeBntHortung d.er l)arlamentarischcn 

" 

/ 
.. j • 

1415/AB XIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 6

www.parlament.gv.at



- 2 -

AnfrafC Ur. 1Y17/J ausi\ihrte, stellt d.ie Empfehlung 

693(73) der Beratenden Versammlung des Europarates ein 

Z~visch.~nergebnis der' seit Beginn der T~ltigkei t des 

~uroparates währenden Bemühungen dar, die wirtschaftliche 

und soziale Entv.Iicklung in den Grenzräumen der Ni tglied­

staaten zu harmonisieren und historisch bedinc;te Spannungen 

abzubauen~ Die zunehmende l'roblematik, die hier nur exem­

clarisch mit Begriffen ~iie vJachsende rep~ionale Einkommens-- _ u 

und 'Johlstn.ndunterschiede, zunehmende geographische I'lobili­

tät, Verstädterung, Zersiedlung der Landschaft, steigende 

Um\'jeltbelastung umschrieben \'lird, haben zu der Erkenntnis 

geführt, daß Raurrplanung nicht nur auf das jeweilige 0taats­

rtebiet beschränkt bleiben kann, sondern auch auf internatio-
~, . I # 

naler und bilateraler ~bene in Angriff genommen \verden muß .. 

Die '1 '" .L:urop~iische Raumordnungsministerkonferenz , die 1970 in 

Bonn stattfand und bei der auch Gsterreich vertreten war, ' 

verabschiedeJce eine Hesolution, in de~ u. a .. auf die :Froble­

r.latik der Grenzregionen hinge\desen '.'lu,rde .. Im Funkt 28 der 

~esolution wird festgestellt: 

In den Grenzregionen wird der Frozeß der Harmoni$ierung 

häufig durch unterschiedliche demographische und ... ,rirt­

schaftliche Entwicklungen erschwert. Die Konferenz richtet 

an die Regierungen die Bitte, ihre Folitik und ihre 

r'laßnabmen auf dem Gebiet der Raumordnung in diesen 

Regionen unter Beteiligung der unmittelbar Betroffenen 

aufeinander abzustimmen, besonders durch Schaffung re­

gionaler Kommissionen, die sich regelmäßig treffen, um 
die Vorbereitung von Raumordnungspl~: rien und deren zei t-
liehe Verwirklichung abzusticrmen. Eine derartige Ab-

stimmung könnte sich auch auf das Aufspüren von (~uellen 

der Verschmutzung erstrecken, deren AUS1rlirkungen über 

die Grenzen hinause;eheri., sOvlie auf die l"li ttel; mit 

, 

denen diese Quellen kontrolliert und beseitigt werden 

könnten,weiterhin auf die Luftverkehrs- und Straßenverkehrs- .~ 

infrastruktur, Krankenhäuser , Einrichtungen des' Gesund- ,-
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heitswesens und das System der Zentralen Orte. 

Die Aktualität und Komplexität des Problemkreises 

führten dazu, daß die Pragen der Raumplanung in Grenze.;e­

bieten auch auf die Tagesordnung der 2. Europäischen .d.aum­

ordnungsministerkonferenz, die im Ceptember 1973 in 

Frankreich stattfindet, gesetzt Hurde. 

Dies~ Konferenz wird Gelegenheit bieten, die Vor­

stellunsen der Regierungen der 'l'eilnehmerstaaten kennen­

zulernen, wie auch die Haltung der österreichischen Re­

gierung zu dieser Frage darzulegen ... 

Für Gsterreich ist es aufgrund seiner Geographi­

schen Lage in der I'a tte Europas , der außenpolitischen 

Konstellation, seiner Neutralität und seiner Größe ldec;en, 

aber nicht zuletzt aufgrund der '11atsache, daß Gsterreich 

mi t sieben ütaaten eine e;emeinsame Gre~ze aurv.leist, ein 

Gebot und eine Notwendigkeit, offene Fragen in den Grenz­

räumen einer Behandlung und Lösung zuzuführßn •. Für uster-

reich stellt sich dabei die Problematik - vereinfacht dar­

gestellt - in zweifacher Art und Weise. Auf der einen Seite 

W'..lrden in den nördlichen und östlichen Gronzr~iwnen rüsto­

rische, wirtschaftliche und menschliche Kontakte unterbun­

den, was - neben anderen Ursachen - zu. einer sta::ken liC-­

wanderung der Bevöl;;:erune; aus diesen itäumen und zu gerin­

gem ,ürtschaftlichem \·jachstum. führte. Die J~ösung der J'ro­

bleme in den Gre~znahen Entwicklungsgebieten gegenüber der 

Tschechoslo,".,rakei, UnGarn und JugoslC:J1iJien ist pri:n:'1I' eine 

siaats.- UL~d gesellschaftspolitische ~ufgabe, die von 0ster­

reich allein bew.äl tigt l'ierd:en muß. 

Ganz anders stellt sich der Sachverhalt an den offe­

nenGrenzen mit den angrenzenden Mitgliedsstaaten des Euro­

varates, mit denen rege wirtschaftliche und kulturelle ße­

z,iehunp~en gepfloGen ;,verden, die das gegensei tiEe Verst~~nd­

nis beleben und die gemeinsame Entwicklung fördern. ~s 

zeichnet s'Lch aber auch hier eine problematische .r:.:ntwick­

lUDe gerade in den [In di.e Bundesrepublik ileutschlancl und 

an die G~hwciz anGrenzenden 
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Gebiete ab. Die Realisierung der Ent1rvicklungsziele und" 
dieWirtschaftsförderungsmaßnahmen der deutschen Bundes­
regierung und der bayerischen StaatsregierU-D.g sO\vie \'väh­

rungspol:i,. tische I'Iaßnahmen verursachen einen verst~.irkten 
Sog auf den österreichischen Arbeitsmarkt, wodurch eine 
gewisse Beeintr~chtigung der Wirtschaft und des wirt­
schaftlichen Wachstums in den österreichischen Grenzge­
bieten resultierto Ich habe angesichts dieser lrobleme 

auf dem Arbeitsmarkt in den GrenzGebieten get~enüber 
Bayern, aber auch aufgrund anderer vJichtiger Ii'rage,n, 11ie 

der durch den Donauausbau bedingten l'robleme oder der 
'probleme der Verkehrsinfrastruktur sOl·vie des Umitlelt-
schutzes die Auffassung vertreten, dcJ.ß ein insti tutione.­
lisierter, frühzeitiger InformationsaüstauscD über die 

im Grenzraum 'beabsichtigten raumordnungspolitischen 
Zielsetzungen ur"d Yiaßnah...'TI.en die Voraussetz".lug für eil"le 
harmonische, spannungsfreie Ent\vicklung in den Grenzräu­

men bildet .. Aus diesem Grunde Dabe ich auch mit; Herrn 
Bundesminister VOGEL vereinbart, eine deutsch-österrei­
chisehe Raumordnungskom.rnission zu schaffen 1 wofür vorbe­
reitende Gespräche auf Bea.."1ltenebcTle geführt werden .. l::ben­

so sind die Vorbereitungsarbeiten für die Gründung einer 

österreichisch-schweizerischcn Raumordnungskommission 
eingeleitet wordeno 

Die Aufgaben solcher bilatere,ler KOfl11Ilissionen lie­
gen SO\<10hl in der Behandlung akt'.lellor Froble~e als auch 

in der Information übei~ die langfristic;en ree;ionalpoli­
tischen Zielsetzungen im Rahmen der Erstellung des öster­

reichischen Haumordnungskonzeptes. ßo hot au.ch der Bund 
in seinem in die Österreiehische l~aumorc1nun0.'skonftJre:!:lz 

. b ht '1' . , 1 .. l "'} n' 1 Clnr:e rae.l_ -en Ar )eJ.. t SPb..'Dlcr zu c.en ~','run( S2::. C Z.lJ_C . .lCll lJ.l e .-- ~-

setzun::ien für das österreichisehe L~cnlmOrdn1J.1·ic;s:~onze:pt 

die IntensivierunG der internationalen UI:id bil;d;cralr::n 

Zusammenarbei t auf dem Gebiet· der rlG.umplcmunc; ausJ.rLi.ck-
" 

lieh festgestellt. 

.: 
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Zusammenfassend kann ich feststellen, daß die 
Empfehlung 693(73) d"jr Beratenden Versammlung des Eu­

roparates,in der die Bchaffung von bilateralen und 
multilateralen Raumordnunr.;skommissionen sOi:,rie die 

Schaffung einer Informationsstelle beim Sekretariat; 
des Europarates zur Auswertung der gesammelten Erfah­

rungen und zu deren Verbrei tung, von mir begrüßt \iird ... 
Die Bundesregierung hat ~ wie die Beispiele zeigen ~ 
bereits Schritte unternommen, die Empf8hlung 693(73) 
in die Tat umzusetzen, wobei selbstverständlich die 
Gründung und die .Arbei tS\veise der bilateralen Kom-­
missionen im Rahmen der relevanten verfassungsrecht­
lichen Bestimmungen hinsichtlich der Ve~tretung der 
Hepublik erfolgen werden. 

Zur Frage 2: 

Als organisatorische Voraussetzung für die Er­
füllung der raumordnungspolitischen Aufgaben in 

Osterreiqh haben im Jahr 1971 der Bund, 
und die Gemeinden als permanentes Orga.."Y1 
reichische Haumordnungskonferenz (CHOre) 

die uster-
•• .., -J-gegruna.e..., 

mit dem Ziel, ein Raumordnungskonzept für Österreich 

zu erarbeiten sOi'lie die raur.lrelevanten l'lmlunsen und 
:l'1aßnahmen der Gebietskörperschaften zu koordieren. 
In Erkenntnis der ffatsache, daß Haumord.nuJ1ß ni cut 

auf das j 8v-leilige Gtaatsgebiet beschränkt blei ben 
kann und im Sinne der Empfehlungen der Europiiischen 

Raumordnungsministerkonferenz und der Beratenden Ver­

sammlune; des Europarates ist die Bundesregierul1ß der­

zeit bestrebt, den verfassune:skonforrrlenvertraglichen 
und orGanisatorischen Rahmen. für eine bi18:terale Ko­
operation auf dem Gebiet der Hc),umplcul1.mg zu schc1.ffen. 
Im Falle des Zustandekommens der entsprechenden Re­
gieruncsabkoumen 1;vird dann jenen KOLlIJUfj.il<.:ationsnctz 

zur Ve:cfüc;ungstehen, d.as den ~{aumordnunc;strüGeTn 
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erlaubt, über ihre raumordnunr;spolitischen Zielsetzun­
gen undfilaßnahmen zu informieren, aber auch wechsel­
sei tig zu koordieren, vwfürdie Bundesregierunrs ihre 
Unterstützung zusichern kann." 

;I • 

\ 
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